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Terminhinweise

Donnerstag, 8. März, 19 Uhr,

Gewerkschaftshaus München, Großer Saal, Schwanthalerstraße 64

Bürgermeisterin Christine Strobl spricht bei der Veranstaltung des Deut-
schen Gewerkschaftbundes (DGB) Region München anlässlich des Inter-
nationalen Frauentages.

Freitag, 9. März, 10 Uhr, Rathaus, Großer Sitzungssaal

Stadtrat Alexander Reissl (SPD) spricht in Vertretung des Oberbürger-
meisters Grußworte zur Freisprechungsfeier für die kaufmännischen und
gewerblichen Auszubildenden der Stadtwerke München.

Freitag, 9. März, 11.30 Uhr, Festzelt auf dem Parkplatz der

Musikhochschule, Arcisstraße 12

Grundsteinlegung für das NS-Dokumentationszentrum München. Es spre-
chen Oberbürgermeister Christian Ude, der Bayerische Staatsminister für
Unterricht und Kultus, Dr. Ludwig Spaenle, sowie der Staatsminister und
Beauftragter der Bundesregierung für Kultur und Medien, Bernd Neumann.
Achtung Redaktionen: Aus Sicherheitsgründen können ausschließlich

bereits akkreditierte Medienvertreter, Fotografen und Kamerateams an
der Grundsteinlegung teilnehmen. Bitte Lichtbildausweis mitbringen!

Freitag, 9. März, 12 Uhr,

Kindertageseinrichtung an der Agnes-Bernauer-Straße 187

Stadtrat Christian Müller (SPD) spricht in Vertretung des Oberbürgermei-
sters Grußworte bei der Eröffnungsfeier des neu errichteten Hauses für
Kinder an der Agnes-Bernauer-Straße 187. Die Einrichtung wurde von der
Stadt gebaut und ausgestattet und dem Verein Glockenbach Werkstatt e.V.
in Betriebsträgerschaft übergeben. Sie umfasst insgesamt 74 Betreuungs-
plätze: zwei Krippengruppen für Null- bis Dreijährige mit je zwölf Plätzen
und zwei Kindergartengruppen für Drei- bis Sechsjährige mit je 25 Plätzen.
Weitere Rednerinnen und Redner sind Christian Bauer, Vorstand des Ver-
eins Glockenbachwerkstatt, Stadtdirektor Franz-Josef Balmert vom Bau-
referat sowie die Leiterin der Abteilung KITA im Referat für Bildung und
Sport, Dr. Susanne Herrmann.
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Bürgerangelegenheiten

Dienstag, 13. März, 18 bis 19 Uhr,

Bürgerbüro, Schellingstraße 28 a (barrierefrei)

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 3 (Maxvorstadt).

Dienstag, 13. März, 19.30 Uhr,

Palais Dürckheim, Türkenstraße 4 (nicht barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 3 (Maxvorstadt).

Dienstag, 13. März, 19.30 Uhr, Alten- und Service-Zentrum

„Westpark“, Badgasteiner Straße 5 (barrierefrei)

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 7 (Sendling - Westpark) mit
der Vorsitzenden Ingrid Notbohm.

Dienstag, 13. März, 20 Uhr, Alten- und Service-Zentrum „Westpark“,

Badgasteiner Straße 5 (barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 7 (Sendling - Westpark).

Dienstag, 13. März, 19.30 Uhr,

Gaststätte „Bürgerheim“, Bergmannstraße 33 (nicht barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 8 (Schwanthalerhöhe). Zu Beginn der
Sitzung findet eine Bürgersprechstunde mit dem Vorsitzenden Ludwig
Wörner statt.

Dienstag, 13. März, 19.30 Uhr,

Sportgaststätte „Halbzeit“, Englschalkinger Straße 206 (barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 13 (Bogenhausen). Zu Beginn der Sit-
zung findet eine Bürgersprechstunde statt.

Dienstag, 13. März, 19.30 Uhr, Stadtteilkulturzentrum Giesinger

Bahnhof, „Gepäckhalle“, Giesinger Bahnhofplatz 1 (barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 17 (Obergiesing - Fasangarten). Zu Be-
ginn der Sitzung findet eine Bürgersprechstunde mit dem Vorsitzenden
Horst Walter statt.

Dienstag, 13. März, 19 Uhr,

Vereinsheim, Eversbuschstraße 161 (barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 23 (Allach - Untermenzing) Zu Beginn der
Sitzung findet eine Bürgersprechstunde mit der Vorsitzenden Heike
Kainz statt.
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Meldungen

Warnstreik in städtischen Kindertageseinrichtungen am 8. März

(6.3.2012) Die Gewerkschaften haben die Beschäftigten der bayerischen
Kommunen für Donnerstag, 8. März, zu Warnstreiks aufgerufen. An die-
sem Tag kann es auch in München zu Schließungen von städtischen
Krippen, Kindergärten, Horten oder Tagesheimen an Schulen kommen.
Welche Einrichtungen betroffen sein werden, ist derzeit nicht bekannt.
Die Leitungen der städtischen Kindertageseinrichtungen wurden allerdings
gebeten, die Eltern im Vorfeld über geplante Schließungen oder Einschrän-
kungen im Betrieb zu informieren.
Die Landeshauptstadt München empfiehlt den Eltern, bei der Einrichtung
ihrer Kinder direkt nachzufragen, ob sie vom Warnstreik betroffen ist, um
rechtzeitig eine andere Betreuung organisieren zu können. In Notfällen be-
müht sich die Einrichtungsleitung, einzelne Plätze in anderen städtischen
Kindertageseinrichtungen anzubieten. Unter www.muenchen.de/kita wer-
den die wichtigsten Elternfragen zum Warnstreik beantwortet.

Sophie-Scholl-Gymnasium: Lysistrate – eine Schule macht Theater

(6.3.2012) Aus Anlass seines diesjährigen 50-jährigen Schuljubiläums zeigt
das Städtische Sophie-Scholl-Gymnasium am 23. und 24. April im Prinz-
regententheater seine eigene Adaption der antiken Komödie „Lysistrate“.
Beginn der Vorstellungen ist um 19.30 Uhr (23. April) beziehungsweise
18.30 Uhr (24. April). Eintrittskarten in den Preiskategorien zwischen
6 Euro und 22 Euro sind ab sofort bei München Ticket (Telefon 54 81 81 81
beziehugnsweise www.muenchenticket.de ) oder an Schultagen jeden
Donnerstag von 12 bis 12.40 Uhr im Sekretariat der Schule, Karl-Theodor-
Straße 92, erhältlich.
Der griechische Komödiendichter Aristophanes zeigt in seiner Komödie
„Lysistrate“ bereits im Jahr 411 vor Christus, wie sich athenische und
spartanische Frauen – des ewigen Krieges müde – über alles Trennende
hinweg zusammenschließen, um die Männer zum Frieden zu zwingen.
Dabei greifen sie auch zu ungewöhnlichen und überraschenden Mitteln ...
Das Städtische Sophie-Scholl-Gymnasium hat bereits 2009 durch die
Adaption dieser Komödie in drei Aufführungen vor insgesamt 1.200 Zu-
schauern erfolgreich bewiesen, dass auch heute Schülerinnen aller Alters-
gruppen, Länder und Kulturen mittels Schauspiel, Musik, Tanz und Gesang
gemeinsam aus einer antiken Vorlage etwas Neues schaffen können. Die
Musik dazu entstand in Zusammenarbeit mit allen Mitwirkenden und baut
eine Brücke zwischen europäischer und orientalischer Melodik und Rhyth-

http://www.muenchen.de/kita
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mik. Die musikalische, szenische und choreografische Gesamtleitung liegt
bei Eva Lücking, Musiklehrerin am Städtischen Sophie-Scholl-Gymnasium
und Dozentin an der Münchner Musikhochschule. Die Mitwirkenden sind
rund 140 Schülerinnen und 20 Lehrkräfte des Städtischen Sophie-Scholl-
Gymnasiums sowie die Hortkinder der Städtischen Integrationskinderta-
gesstätte Wopfnerweg. Drei Chöre, das Orchester und eine Perscussion-
Gruppe stehen auf der Bühne.
Das Städtische Sophie-Scholl-Gymnasium ist ein reines Mädchengymnasi-
um im Norden Münchens mit einem sprachlichen und einem sozialwissen-
schaftlichen Ausbildungszweig. Die Schülerinnen kommen aus verschiede-
nen Ländern und Kulturen, was den Schulalltag in vielfältiger Art und Wei-
se bereichert. Die wohl bekannteste Abiturientin dieser Schule ist die Fil-
memacherin und Oscar-Preisträgerin Caroline Link, die auch die Schirm-
herrschaft für das Projekt „Lysistrate“ übernommen hat.

Gelegenheit zur Besichtigung der Jutier- und Tonnenhalle

(6.3.2012) Am Freitag, 9. März, bietet das Kulturreferat für Interessierte
am Ideenwettbewerb „Kreativen Raum schaffen“ von 15 bis 16 Uhr noch-
mals eine Begehung der Jutier- und der Tonnenhalle sowie des Areals an.
Treffpunkt ist um 15 Uhr am Tor des Bauzauns auf Höhe der Dachauer
Straße 110. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.
Im zweistufigen Ideenwettbewerb „Kreativen Raum schaffen“ können aus
mindestens drei Beteiligten zusammengesetzte interdisziplinäre Teams
aller Sparten – der Kunst, Kultur, Kreativwirtschaft, Wissenschaft und Ar-
chitektur – ein Konzept für die Ausgestaltung und den Betrieb der Jutier-
und der Tonnenhalle erarbeiten. Die besten Konzepte werden prämiert und
weiterentwickelt und fließen in die Entscheidung des Stadtrates über die
Zukunft der beiden Hallen ein. Nähere Informationen zum Wettbewerb sind
unter www.muenchen.de/kreativquartier zu finden.

Filmmuseum: „Teufels Werk und Gottes Beitrag“ von Helge Cramer

(6.3.2012) In der Veranstaltungsreihe „Open Scene“ zeigt das Filmmu-
seum im Münchner Stadtmuseum, St.-Jakobs-Platz 1, am Donnerstag,
8. März, um 19 Uhr den für den Adolf-Grimme-Preis 2012 nominierten
Dokumentarfilm „Teufels Werk und Gottes Beitrag“ von Helge Cramer.
Im Anschluss diskutieren Theologen und der Filmautor über das Thema
„Teufel und Exorzismus“ und stellen sich den Fragen des Publikums.
Die Diskussionsteilnehmer: Mainrad Limbeck, Tübinger Theologe und Mit-
autor des Buches „Teufelsglaube“, Axel Seegers, Beauftragter für Sekten-
und Weltanschauungsfragen der Erzdiözese München und Freising, Chri-

http://www.muenchen.de/bau/index.html
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stian Weisner, Bundesteam der Kirchenvolksbewegung „Wir sind Kirche“,
und Helge Cramer, Autor und Produzent von „Teufels Werk und Gottes
Beitrag“.
In Klingenberg am Main starb 1976 die junge deutsche Katholikin Anne-
liese Michel an den Folgen extremer Unterernährung. In den Monaten vor
ihrem Tod hatten zwei katholische Priester mehrfach den „Großen Exorzis-
mus“ an ihr vollzogen. Die Klingenberger Teufelsaustreibung der Anneliese
Michel nahm unter anderem der Regisseur Hans-Christian Schmid als Vor-
lage für seinen Spielfilm „Requiem“ (2006) mit Sandra Hüller in der Haupt-
rolle.
Der Filmemacher Helge Cramer beschäftigt sich seit vielen Jahren mit
dem „Klingenberger Exorzismus“, bereits 1976 mit seinem Film „Die Rück-
kehr des Exorzismus“, der die damals noch verängstigt schweigenden
Kommilitoninnen des Exorzismus-Opfers, die damals tabuisierte kirchen-
amtliche Duldung des tödlichen Treibens und die unter Papst Benedikt XVI.
beginnende Exorzismus-Renaissance in Rom dokumentierte. In „Teufels
Werk und Gottes Beitrag“ (2011) stellt sich der Autor die Frage, warum die
Kirche eigentlich an einem Teufel festhält, der in der Lehre des Jesus von
Nazareth gar nicht vorkommt? Gezeigt wird auch die in Polen bereits ein-
setzende Heiligenverehrung des Klingenberger Exorzismus-Opfers und
des in Deutschland rechtskräftig verurteilten Klingenberg-Exorzisten. Der
Teufelsaustreiber berichtet, dass er mit päpstlichem Segen weiter aktiv
ist; das Wirken an seinem ersten Exorzismus-Opfer betrachtet er bis heu-
te als segensreich: „In meinen Augen ist sie eine Heilige“.
Telefonische Kartenreservierungen sind unter 2 33-9 64 50 möglich.
Der Eintritt kostet 4 Euro, ermäßigt 3 Euro.

Ausstellung „Coagula“ von Andrea Faciu in der Artothek & Bildersaal

(6.3.2012) Unter dem Titel „Coagula“ ist vom Freitag, 9. März, bis Diens-
tag, 24. April, in der Artothek & Bildersaal, Rosental 16, die neuste Arbeit
der Künstlerin Andrea Faciu zu sehen und zu hören: „Coagula” ist gleicher-
maßen eine Raum-, Audioinstallation. Das zu den räumlichen Interven-
tionen der Künstlerin zu hörende Musikalbum entstand in enger Zusam-
menarbeit mit dem Komponisten und Musiker Guillaume Blondeau. Bei
„Coagula” greifen einzelne Momente und Fragmente von Facius Ensem-
ble ineinander ein und destablisieren die körperliche Wahrnehmung.
Andrea Faciu (geboren 1977 in Bukarest) nahm 2009 an der Biennale von
Venedig teil und war Fellow der 2010 von Jan Verwoert kuratierten Som-
merakademie im Zentrum Paul Klee in Bern. Neben Ausstellungen unter
anderem in Chicago oder Berlin stellte sie in München im Kunstbau (2008)
und im Haus der Kunst (2006 und 2004) aus.
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In den letzten Jahren gab es bereits mehrere Kooperationen der Künstlerin
mit Guillaume Blondeau, unter anderem für die Biennale von Venedig 2009
und den Kunstverein Braunschweig 2010.
Die Ausstellung „Coagula” wird am Donnerstag, 8. März, um 19 Uhr in
der Artothek & Bildersaal, Rosental 16, eröffnet. Sie ist vom 8. März bis
21. April Mittwoch und Freitag von 14 bis 18 Uhr, Donnerstag von 14 bis
19.30 Uhr und am Samstag von 9 bis 13 Uhr geöffnet. Der Eintritt ist frei.
Das Musikalbum ist in der Ausstellung käuflich erhältlich. Informationen
auch unter: www.muenchen.de/artothek.

http://www.muenchen.de/artothek


Rathaus Umschau
Seite 8

Antworten auf Stadtratsanfragen
Freie Fahrt für türkische Nationalisten und Faschisten in München?

Anfrage Stadtrat Orhan Akman (Die Linke) vom 3.11.2011

Antwort Kreisverwaltungsreferat:

Herr Oberbürgermeister Ude hat mir Ihre Anfrage zum Thema „Freie Fahrt
für türkische Nationalisten und Faschisten in München“ vom 03.11.2011
zur Beantwortung überlassen. In Ihrer Anfrage stellten Sie folgenden
Sachverhalt voran:

„Am 30.Oktober 2011 fand eine pro-kurdische Kundgebung, unter dem
Motto ‚Frieden in der Türkei und Kurdistan’, am Stachus statt. Parallel gab
es eine anti-kurdische Kundgebung in Riem, die später am Marienplatz,
Stachus und in der Münchner Innenstadt weiterging. Diese anti-kurdischen
Demos und Kundgebungen waren scheinbar von türkischen Nationalisten
und Faschisten organisiert worden. Teilnehmende dieser Kundgebung gin-
gen kurzerhand zum Stachus und störten massiv die friedliche pro-kurdi-
sche Kundgebung. Dabei wurden Besucher/innen der pro-kurdischen Kund-
gebung auch angegriffen und verletzt. Im Beisein der Polizei versuchten die
türkischen Nationalisten und Faschisten mehrmals die friedliche pro-kurdi-
sche Kundgebung zu stören, zu provozieren und deren Teilnehmer/innen
anzugreifen. Auch wurden gegenüber den Teilnehmer/innen der pro-kurdi-
schen Kundgebung mehrmals Drohungen seitens der türkischen Nationali-
sten und Faschisten ausgesprochen.

Ich war, in meiner Funktion als Stadtrat, als Redner auf der pro-kurdischen
Kundgebung und habe die Übergriffe und Störungen selbst hautnah miter-
lebt.“

Hierzu haben Sie im Einzelnen folgende Fragen gestellt:

Frage 1:

Wer hat die anti-kurdische Demonstration/Kundgebung in Riem angemel-
det?

Antwort:

Die Versammlung wurde durch eine Privatperson ordnungsgemäß ange-
zeigt.
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Frage 2:

Ist eine Nähe des Anmelders zu den türkischen, faschistischen „Grauen
Wölfen“ oder anderen nationalistisch/faschistischen türkischen Kreisen
erkennbar?

Antwort:

Zu der Frage 2 wurde das Polizeipräsidium München um Stellungnahme
gebeten; es teilte mit, dass dort dazu keine Erkenntnisse vorliegen.

Die Versammlungsbehörde verfügt ebenfalls über keine entsprechenden
Erkenntnisse.

Frage 3:

Die Inhaber von „A. E.“ haben einen LKW (als Bühne) für die anti-kurdische
Kundgebung zur Verfügung gestellt (siehe Bild). Die Inhaber, die G. Z., be-
treiben auch das „Hotel ...“ in der Goethestraße. Dieses liefert zum Teil das
Buffet für städtische Empfänge und wird in dieser Funktion auch in städti-
schen Publikationen genannt.
a) Welche Verbindungen haben die beiden Herren Z. zu den rechten türki-

schen Nationalisten und Faschisten?
b) Sind der Stadt München diese Verbindungen bekannt?
c) Welche Konsequenzen bezüglich der G. Z., zieht die Stadt daraus, für

künftige Empfänge?

Antwort zu Frage 3 a):

Zu der Frage 3 a) wurden das Polizeipräsidium München und das Bayeri-
sche Landesamt für Verfassungsschutz um Stellungnahmen gebeten.

Das Polizeipräsidium München teilte mit, dass dort dazu keine Erkenntnis-
se vorliegen.

Das Bayerische Landesamt für Verfassungsschutz teilte Folgendes mit:
„Da unabhängig vom Vorhandensein von Datenspeicherungen des Bayeri-
schen Verfassungsschutzes zu den genannten Personen die rechtlichen
Voraussetzungen gem. Art. 14 Abs. 4 Satz 1 des Bayerischen Verfas-
sungsschutzgesetzes (BayVSG) für eine Datenübermittlung nicht gegeben
sind, ergeht hierzu durch das Bayerische Landesamt für Verfassungs-
schutz keine Stellungnahme.“

Antwort zu Frage 3 b):

Das Unternehmen ist dem Direktorium nicht bekannt.
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Antwort zu Frage 3 c):

Das Unternehmen ist dem Direktorium nicht bekannt.

Anmerkung zu Frage 3:

Der Betreiber des in der Anfrage genannten Hotels hat der Landeshaupt-
stadt München mitgeteilt, dass er alleiniger Inhaber des Hotels sei und mit
der Firma, aus dessen Bestand der fragliche LKW stamme, nichts zu tun
habe. Im Übrigen habe ihm der Betreiber dieser Firma mitgeteilt, dass der
fragliche LKW schon seit einem halben Jahr an einen Dritten vermietet
worden sei, ihm also der Einsatz dieses Fahrzeugs bei der Versammlung
auf dem Willy-Brandt-Platz nicht bekannt gewesen sei.

Frage 4:

Wie viele Teilnehmer wurden für die Kundgebung in Riem angemeldet und
wie viele Menschen kamen?

Antwort:

Für die Versammlung auf dem Willy-Brandt-Platz wurden 5000 Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer angezeigt.

Vor Ort wurden von der Polizei bis zu 400 Personen festgestellt.

Frage 5:

Wann wurde die Kundgebung in Riem aufgelöst, um die pro-kurdische
Kundgebung am Stachus zu stören bzw. zu zerschlagen?

Antwort:

Zu der Frage 5 wurde das Polizeipräsidium München um Stellungnahme
gebeten; es teilte mit, dass die Versammlung auf dem Willy-Brandt-Platz in
München-Riem von der Versammlungsleiterin am 30.10.2011 um 15.32 Uhr
beendet worden sei.

Frage 6:

Hat der Anmelder die Teilnehmenden dazu aufgerufen, sich im Anschluss
am Marienplatz, am Stachus oder in der Münchner Innenstadt zu versam-
meln?

Antwort:

Zu der Frage 6 wurde das Polizeipräsidium München um Stellungnahme
gebeten; es teilte Folgendes mit:
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„Während der Versammlung auf dem Willy-Brandt-Platz in München-Riem
wurde in Redebeiträgen auf die Versammlung am Karlsplatz sowie auf die
Feierlichkeiten anlässlich des 50. Jahrestages des Deutsch-Türkischen
Anwerbeabkommens vom 30.10.1961, die zeitgleich im Bereich des
Hauptbahnhofs und im ‚Alten Rathaus’ stattfanden, hingewiesen.“

Frage 7:

Wurde die Versammlung am Marienplatz, am Stachus oder in der Münch-
ner Innenstadt angemeldet (beispielsweise als Spontandemo)?
a) Wenn ja, durch wen?
b) Wenn nein, welche Konsequenzen ergeben sich aus der unangemelde-

ten Versammlung für die Teilnehmenden und für den Anmelder der
Kundgebung in Riem?

Antwort:

Zu der Frage 7 wurde das Polizeipräsidium München um Stellungnahme
gebeten; es teilte Folgendes mit:

„Die Versammlung am Marienplatz und die anschließende sich fortbewe-
gende Versammlung wurden am 30.10.2011 vor Ort bei der Polizei als Eil-
versammlung angezeigt.“

Angaben zum Anmelder und verantwortlichen Leiter können aus daten-
schutzrechtlichen Gründen nicht erfolgen.

Weiter teilte das Polizeipräsidium München Folgendes mit:
„Die sich fortbewegenden Versammlungen vom Hauptbahnhof zum Karls-
platz und vom Karlsplatz zum Marienplatz wurden nicht angezeigt. Ein ver-
antwortlicher Versammlungsleiter konnte von der Polizei vor Ort nicht fest-
gestellt werden. Aus diesem Grund wurde eine Anzeige nach dem Bayer.
Versammlungsgesetz gegen Unbekannt erstellt. Die Anwesenheit bei ei-
ner nicht angezeigten Versammlung stellt für die Teilnehmenden keine
strafbare Handlung dar und ist nicht bußgeldbewehrt.

Die Versammlung am 30.10.2011 in München-Riem wurde von der Leiterin
ordnungsgemäß beendet. Erkenntnisse für ihre Verantwortlichkeit im Zu-
sammenhang mit demonstrativen Aktionen im Innenstadtbereich liegen
dem PP München nicht vor.“
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Frage 8:

Die pro-kurdische Kundgebung wurde mindestens von fünf rechten türki-
schen Nationalisten gestört und angegriffen.
a) Liegen der Polizei hierzu Erkenntnisse vor?
b) Wenn ja, welche?
c) Wurden die Personalien der Angreifer aufgenommen?
d) Welche Erkenntnisse über die Angreifer liegen der Polizei vor?
e) Sind die Angreifer den rechten türkischen Nationalisten oder Faschisten

zuzuordnen?
f) Welche rechtlichen Folgen haben der Angriff und die Störung der pro-

kurdischen Kundgebung für diese Männer?

Antwort:

Zu der Frage 8 wurde das Polizeipräsidium München um Stellungnahme
gebeten; es teilte Folgendes mit:

„Nach polizeilichen Feststellungen kam es im Rahmen der Versammlung
auf dem Karlsplatz zu einer Auseinandersetzung zwischen Versammlungs-
teilnehmern und türkischen Passanten, die in Richtung der Versammlung
das Handzeichen der ‚Grauen Wölfe’ zeigten und anti-kurdische Sprüche
skandierten.
Während der Versammlung kam es zu mehreren Straftaten und Ordnungs-
widrigkeiten wie Körperverletzungsdelikten, Beleidigung und Verstößen
gegen das Bayer. Versammlungsgesetz. Fünf Personen mussten vorläufig
festgenommen werden.

Bei allen festgestellten Straftaten und Ordnungswidrigkeiten wurden die
Personalien der Beschuldigten erhoben. Dem PP München liegen keine
Erkenntnisse vor, die eine Zuordnung der Personen zu einer bestimmten
politischen Gruppe ermöglichen.

Alle festgestellten Straftaten und Ordnungswidrigkeiten werden zur Anzei-
ge gebracht und der Staatsanwaltschaft München I bzw. dem KVR vorge-
legt.“

Frage 9:

Im Rahmen der anti-kurdischen Versammlung wurde eine türkische Fahne
auf dem Alten Peter gehisst.
a) Ist dies legal?
b) Ist der Polizei bekannt, wer die Fahne gehisst hat?
c) Welche Konsequenzen hat dies?



Rathaus Umschau
Seite 13

Antwort:

Zu der Frage 9 wurde das Polizeipräsidium München um Stellungnahme
gebeten; es teilte Folgendes mit:

„Auf der Aussichtsplattform des Alten Peter wurden am 30.10.2011 türki-
sche Fahnen gezeigt. Die beteiligten Personen sind der Polizei nicht be-
kannt. Das Zeigen dieser Fahnen stellt grundsätzlich keine strafbare
Handlung dar.“

Frage 10:

Am gleichen Tag fanden, zunächst am Hauptbahnhof und später im Alten
Rathaus, Veranstaltungen zu 50 Jahre Anwerbeabkommen zwischen
Deutschland und der Türkei statt. Ziel der Veranstaltungen war es die
Freundschaft zwischen den beiden Ländern und den hier lebenden Men-
schen zu feiern. Auch Menschen kurdischer Abstammung kamen als
Gastarbeiter aus der Türkei nach Deutschland. Warum ließ die Polizei
gleichzeitig am Marienplatz, also in unmittelbarer Nähe zum Alten Rat-
haus, eine Versammlung zu, auf der Parolen gerufen wurden, die den Hass
zwischen Türken und Kurden schüren?

Antwort:

Zu der Frage 10 wurde das Polizeipräsidium München um Stellungnahme
gebeten; es teilte Folgendes mit:

„Nach dem Brokdorfbeschluss des Bundesverfassungsgerichts aus dem
Jahr 1985 haben die Sicherheitsbehörden und damit auch die Polizei den
hohen Stellenwert der Versammlungsfreiheit im Rahmen des Grundgeset-
zes entsprechend zu beachten. Dazu zählt auch die Wahl der Versamm-
lungsörtlichkeit durch den Veranstalter.
Gründe, die gegen den Marienplatz als Versammlungsort sprachen, waren
am 30.10.2011 nicht erkennbar.

Negative Auswirkungen auf die mit Beteiligung von Vertretern des türki-
schen Staates zeitgleich stattfindenden Veranstaltungen im Innenstadtbe-
reich zum 50. Jahrestag des Deutsch-Türkischen Anwerbeabkommens
wurden dem PP München nicht bekannt.“

Frage 11:

Augenzeugenberichten zur Folge soll es am Abend des 30. Oktobers zwi-
schen Stachus und dem Marienplatz eine Demonstration der türkischen
Rechten gegeben haben.
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a) Welche Erkenntnisse liegen dem KVR und der Polizei diesbezüglich vor?
b) Wurde diese Demonstration angemeldet und wenn ja, durch wen?

Antwort:

Zu der Frage 11 wurde das Polizeipräsidium München um Stellungnahme
gebeten; es teilte Folgendes mit:

„Im Anschluss an die Versammlung auf dem Marienplatz (siehe Antwort
zu Frage 7) wurde um 17.15 Uhr eine sich fortbewegende Versammlung
vom Marienplatz zur Goethestraße/Ecke Schwanthalerstraße vor Ort bei
der Polizei angezeigt.“

Angaben zum Anmelder und verantwortlichen Leiter können aus daten-
schutzrechtlichen Gründen nicht erfolgen.

Frage 12:

Im weiteren Tagesverlauf kam es zu einer weiteren anti-kurdischen De-
monstration in der Goethestraße.
a) Wurde diese Demonstration angemeldet?
b) Wenn ja, durch wen?
c) Wenn nein, welche Konsequenzen hat dies für die Teilnehmenden?

Antwort:

Zu der Frage 12 wurde das Polizeipräsidium München um Stellungnahme
gebeten; es teilte Folgendes mit:

„Siehe Antwort zu Frage 11.“

Frage 13:

Teilnehmende der pro-kurdischen Kundgebung trafen sich später im Eine-
Welt-Haus. Auch dort wurden sie von türkischen Faschisten und Nationali-
sten bedroht.
a) Liegen der Polizei hierzu Erkenntnisse vor?
b) Wenn ja, welche?
c) Handelte es sich bei den Tätern, um rechte türkische Nationalisten oder

Faschisten?

Antwort:

Zu der Frage 13 wurde das Polizeipräsidium München um Stellungnahme
gebeten; es teilte Folgendes mit:
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„Informationen über eine Bedrohungslage gegenüber Besuchern des Eine-
Welt-Hauses am 30.10.2011 liegen dem PP München nicht vor.“

Frage 14:

Welche Erkenntnisse haben die Polizei und der Bayerische Verfassungs-
schutz über rechte türkische Nationalisten und Faschisten in München?
a) Wie hoch ist die Anzahl?
b) Welche Strukturen, Vereine und Organisationen gibt es?
c) Welche Organisationen gibt es in München?
d) Wie viele „Aktive“ werden dem türkischen nationalistisch/faschisti-

schen Spektrum zugerechnet?

Antwort:

Zu der Frage 14 wurde das Bayerische Landesamt für Verfassungsschutz
um Stellungnahme gebeten; es teilte Folgendes mit:

Zu a):

„Die Sympathisantenszene des türkisch-nationalistischen Spektrums in
München wird auf ca. 2000-2500 Personen geschätzt.“

Zu b):

„Der türkische Nationalismus organisiert sich in der Bundesrepublik in der
‚Föderation der Türkischen Idealistenvereine in Deutschland e. V.’, kurz
‚TÜRK FÖDERATION’ mit Sitz in Frankfurt am Main.“

Zu c):

„In München sind hier zwei Mitgliedsvereine der TÜRK FÖDERATION
(ADÜTDF) in der Landsberger Straße bzw. in der Augustenstraße mit zu-
sammen ca. 200 Mitgliedern bekannt.“

Zu d):

„Alle Mitglieder der ADÜTDF-Mitgliedsvereine sind grundsätzlich dem tür-
kisch-nationalistischen Spektrum zuzurechnen.“

Überdies teilte das Polizeipräsidium München zu Frage 14 Folgendes mit:

„Die Antworten zu a) bis d) sind dem aktuellen bayerischen Verfassungs-
schutzbericht zu entnehmen, darüber hinaus liegen dem PP München dazu
keine eigenen Erkenntnisse vor.“
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Warum steigen die Fernwärmepreise überproportional?

Anfrage Stadträte Dr. Georg Kronawitter und Marian Offman (CSU) vom
22.11.2011

Antwort Dieter Reiter, Referent für Arbeit und Wirtschaft:

In Ihrer Anfrage vom 22.11.2011 hinterfragen Sie die Entwicklung der Fern-
wärmepreise der Stadtwerke München GmbH (SWM).
Die von Ihnen in diesem Zusammenhang gestellten Fragen betreffen
Angelegenheiten, die überwiegend in den operativen Geschäftsbereich der
SWM fallen. Auf Basis einer Stellungnahme der SWM können Ihre Fragen
wie folgt beantwortet werden:

Vorbemerkung der SWM:

Wie bereits in der Vergangenheit ausgeführt, können die SWM die Ergeb-
nisse des Heizspiegels München 2010 nicht nachvollziehen, da die Berech-
nungsgrundlagen dafür fehlen. Außerdem beinhaltet der Heizspiegel nur
die reinen Energiekosten, die Investitionskosten fehlen jedoch.

Frage 1:

Wie haben sich im Münchner Durchschnitt die entsprechenden Anteile der
Wohnnebenkosten, also Müllabfuhr, Abwasser, Wasser, feste Brennstof-
fe, Gas, Strom und Fernwärme entwickelt? (Methodischer Hinweis: wie in
/1/ sollten die Daten des Statistischen Bundesamtes herangezogen wer-
den, falls es möglich ist)

Antwort der SWM:

Die Entwicklung der in München relevanten Wärmeenergieträger seit 1999
ist in der unteren Grafik dargestellt. Daraus ist ersichtlich, dass Fernwär-
me und Erdgas ungefähr die gleiche Entwicklung über die Jahre durchlau-
fen haben. Heizöl liegt jedoch deutlich darüber. Andere Energieträger spie-
len in München keine bedeutende Rolle.

Die Auswahl eines begrenzten Zeitraums zwischen 2005 und 2009, wie
sie von den Anfragestellern vorgenommen worden ist, führt zu falschen
Schlussfolgerungen. Die Entwicklung der Preissteigerungsraten zeigt deut-
lich, dass Mitte 2008 bis Mitte 2010 die Preise der Wärmeenergieträger
wieder zurückgegangen sind.
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Bezüglich der weiteren angefragten Mietnebenkosten darf auf die jährlich
vom Direktorium erstellte Bekanntgabe an den Stadtrat zur Entwicklung
der Mietnebenkosten in München verwiesen werden.

Frage 2:

Wie kann es sein, dass die Fernwärmepreisentwicklung die Spitzenpositi-
on beim Preisanstieg einnimmt?

Antwort der SWM:

Die Aussage ist nicht zutreffend. Auf die Ausführungen der SWM sowie
die Grafik zu Frage 1 darf verwiesen werden.

Frage 3:

Kann dies u. a. darauf zurückzuführen sein, dass die Fernwärme als einzi-
ger Energieträger auch in München noch in monopolistischen Strukturen
erzeugt wird und somit der Markt als Preiskorrektiv wegfällt?

Antwort der SWM:

Nein. Vielmehr orientiert sich die Preisbildung der Fernwärme an der welt-
weiten Entwicklung der Primärenergieträger Kohle und Öl. Auf diese ha-
ben die SWM keinen Einfluss.

Ich hoffe, dass Ihre Fragen hiermit zufriedenstellend beantwortet werden
konnten.
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___________________________________________________________

Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
80331 München 

Beschleunigung des Ausbaus gebundener Ganztagszüge
an Grund- und Mittelschulen 

Ich beantrage:

I. Die Stadt München führt ein neues stadtinternes Antragsverfahren zur Einrichtung
   gebundener Ganztagszüge ein. Dieses Verfahren wird wie folgt durchgeführt:

1. Die Schulen beantragen bei der Stadt wie bisher mit einem entsprechenden
    pädagogischen Konzept die Einrichtung eines gebundenen Ganztagszuges. Dieser
    Antrag kann künftig auch unter der Bedingung gestellt werden, dass der Ganztagszug 
    erst beginnt, wenn die notwendigen Räume zur Verfügung stehen.

2. Die Stadt erarbeitet zusammen mit der Schule wie bisher das erforderliche
    Raumkonzept und stellt dabei insbesondere den zusätzlichen Raumbedarf fest. Künftig
     wird auch ein konkreter Zeitplan für die Realisierung erstellt.

3. Die Stadt München stellt nur dann beim Freistaat Bayern einen Antrag auf Einrichtung
    eines Ganztagszuges zum nächsten Schuljahr, wenn bis zum nächsten
    Schuljahresbeginn auch tatsächlich das Raumkonzept umgesetzt und die zusätzlichen
    Räume geschaffen werden können. Können die Räume erst später geschaffen werden
    nutzt die Stadt München die Möglichkeit, einen Antrag auf Vorbescheid zu stellen.

II. Die Stadt München erstellt endlich ein Gesamtkonzept und einen Zeit- und
    Finanzierungsplan, wie die notwendigen Räume für die zusätzlichen Ganztagsangebote
    geschaffen werden können.

Begründung:
Gerade in der Großstadt  sind ausreichende und vielfältige Ganztagsangebote dringend
notwendig, da oft beide Elternteile arbeiten wollen oder auch müssen. Ein Teil der Familien
benötigt und wünscht dabei schulische Ganztagsangebote, da sie das pädagogische Kon-
zept von Ganztagsschulen schätzen oder die Kinder mehr Zeit für die Förderung benöti-
gen. 

CSU-Fraktion, Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

Tel. 233-92650, Fax: 291 37 65, f  rak  tionsvorsitzender-csu@muenchen.de  , www.csu-rathaus-muenchen.de

Antragsteller:
Stadtrat Josef Schmid

ANTRAG
06.03.12



Der Freistaat bietet deshalb ein groß angelegtes Programm für den bedarfsgerechten
Ausbau von offenen und gebundenen Ganztagsangeboten an und fördert auch den Bau
notwendiger Räume mit erhöhten Zuschüssen (FAGplus15). Die Stadt München schöpft
die Möglichkeiten dieses Ausbauprogramms nicht ausreichend aus. 

Haupthindernis für den zügigen Ausbau der gebundenen Ganztagszüge sind in München
die fehlenden Räume. Die Stadt geht dieses wichtige Thema nicht entschlossen genug an.
Wie den Medien zu entnehmen war, setzt sie stattdessen Schulleitungen unter Druck,
Ganztagszüge zu beantragen, ohne rechtzeitig ausreichende Räume dafür zu schaffen.
Deshalb sind viele Schulleitungen bei der Beantragung von Ganztagszügen zu Recht
vorsichtig. Ein neues stadtinternes Antragsverfahren könnte die Situation entschärfen,
Misstrauen abbauen und somit den Ausbau beschleunigen.

Derzeitiges Verfahren: Derzeit müssen die Grund- und Mittelschulen zuerst einen Antrag
auf Einrichtung eines gebundenen Ganztagszuges bei der Stadt München stellen, welche
dann unter Einbindung des staatlichen Schulamts den Antrag prüft. Die Stadt stellt sodann
den Antrag auf Genehmigung beim Freistaat Bayern und zwar unabhängig davon, ob sie
zum nächsten Schuljahr überhaupt die erforderlichen Räume schaffen kann. 

Nach den negativen Erfahrungen vieler Schulen mit der Stadt München was die Behebung
von Raumnot und die Durchführung notwendiger Sanierungen betrifft, befürchten viele
Schulleitungen, dass sie ohne die erforderlichen Räumlichkeiten mit den Ganztagszügen
beginnen müssen. Deswegen sind die Schulleitungen zu Recht vorsichtig geworden und
wollen aus pädagogischen Gründen die Sicherheit, dass der Ganztagszug erst beginnt,
wenn auch die erforderlichen Räume vorhanden sind. Die Stadt braucht umgekehrt für die
Schaffung zusätzlicher Räume aber auch die Gewissheit, ob eine Schule (Lehrerkollegium
und Eltern) überhaupt einen Ganztagszug einrichten will.

Um diese Problematik aufzulösen, beantragt die CSU-Stadtratsfraktion ein neues
stadtinternes Antragsverfahren. Dieses neue Antragsverfahren ist das Ergebnis
zahlreicher Gespräche mit Schulleitungenn und des Ganztagsgipfels im Stadtbezirk
Schwanthalerhöhe.

Wenn die Schulen einen Antrag unter der Bedingung ausreichender Räume stellen
können, haben die Schulen künftig die Sicherheit, dass der Ganztagszug erst beginnt,
wenn die Räume zur Verfügung stehen. Aufgrund der Anträge kann die Stadt München ein
Gesamtkonzept und einen Zeit- und Finanzierungsplan erstellen. Wenn die Räume nicht
schon zum nächsten Schuljahr geschaffen werden können, soll künftig die Möglichkeit
genutzt werden, einen Antrag auf Vorbescheid auf Einrichtung von Ganztagszügen zu
stellen. Liegen die Voraussetzungen für eine spätere Genehmigung vor, kann aufgrund
des Vorbescheids mit den erforderlichen Baumaßnahmen begonnen werden und hierzu
das Sonderprogramm �FAGplus15� in Anspruch genommen werden.

gez.
Josef Schmid, Stadtrat
Fraktionsvorsitzender

CSU-Fraktion, Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

Tel. 233-92650, Fax: 291 37 65, f  rak  tionsvorsitzender-csu@muenchen.de  , www.csu-rathaus-muenchen.de



Dr. Michael Mattar - Gabriele Neff - Christa Stock - Dr. Jörg Hoffmann - Dr. Otto Bertermann
MITGLIEDER IM STADTRAT DER LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN

Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus

06.03.2012

Schriftliche Anfrage
Freie Wahl bei der Namensgebung von Schulen

Einige Münchner Mittelschulen (ehemalige Hauptschulen) möchten sich gerne einen
�Namen geben�. Nach der bislang üblichen Münchner Praxis müssen die Münchner
Grund-, Mittel- und Förderschulen immer den Straßennamen tragen.
Entsprechend Art. 29 BayEUG kann der Schule �...vom Schulträger mit Zustimmung
des Schulaufwandsträgers, der Lehrerkonferenz, des Elternbeirats und der
Schülermitverantwortung, ...neben der amtlichen Bezeichnung ein Name verliehen
werden.�

Wir bitten um die Beantwortung der folgenden Fragen:

1. Können Sie den Wunsch vieler Münchner Grund-, Mittel- und Förderschulen
nachvollziehen, dass sie nicht nach dem Straßennamen alleine benannt werden
wollen?

2. Stimmen Sie dem Wunsch der Schulen zu, dass sie durch die Verleihung eines
Namens nicht nur eine verdienstvolle Persönlichkeit ehren wollen, sondern in ihrem
Schulnamen auch das pädagogische Selbstverständnis der Schule mit seiner
individuellen Schwerpunktsetzung bei Leitzielen, pädagogischen Konzepten und
Wertvorstellungen zum Ausdruck bringen wollen?

3. Stimmen Sie der Auffassung zu, dass die Namensgebung (nicht nur bei Schulen)
zum gezielten Aufbau und der Stärkung eines �Wir-Gefühls� im Sinne von
�Corporate Idendity� beitragen kann?

4. Sind Sie der Auffassung, dass die Verleihung des Straßennamens als Schulname
geeignet ist, die Eigenständigkeit einer Schule in der Öffentlichkeit zu
repräsentieren?

5. Welche Entscheidungskriterien liegen dem Verfahren bei der Verleihung von
Schulnamen für Gymnasien und Realschulen zu Grunde?

6. Auf welchen Entscheidungskriterien beruht die Festlegung, dass Münchner Grund-,
Mittel- und Förderschulen grundsätzlich den Straßennamen tragen müssen?

7. Weshalb werden diese Kriterien unterschiedlich angewandt?

FDP-Stadtratsfraktion, Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München, Telefon: 233 92644, 233 92645

E-Mail: fdp@muenchen.de



8. Besteht die Möglichkeit, dass sich Mittelschulen innerhalb des Schulverbundes
einen �Namen� geben?

9. Besteht die Möglichkeit, dass sich der Schulverbund einen �Namen� gibt?

Gez.
Dr. Michael Mattar
Fraktionsvorsitzender

Gez. Gez.
Gabriele Neff Dr. Jörg Hoffmann
Stellv. Fraktionsvorsitzende Stellv. Fraktionsvorsitzender

Gez. Gez.
Christa Stock Dr. med. Otto Bertermann
Ea. Stadträtin Ea. Stadtrat

FDP-Stadtratsfraktion, Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München, Telefon: 233 92644, 233 92645

E-Mail: fdp@muenchen.de



A N F R A G E

Sachstand S-Bahn-Züge

Ausfälle in der Stellwerktechnik, ramponierte S-Bahnzüge, die scheinbar nur zögerlich repariert 
werden, kaum Zug-Reserven bei technischen Störungen, allgemein hohe Fehleranfälligkeit – die 
Fahrgäste der Münchner S-Bahn leiden seit Monaten unter einer zumindest gefühlt erheblich 
zunehmenden Ausfall- und Betriebsstörungsrate nicht nur im U-Bahn und Tram-Betrieb vor 
allem jedoch bei der S-Bahn München. Gleichzeitig tobt eine regelrechte Schlacht um die 
Finanzierung des zweiten Stammstreckentunnels, so dass ich zunehmend den Eindruck 
gewinne, dass seitens der Verantwortlichen von Bahn und Staat es zumindest billigend in Kauf 
genommen wird, wenn die existierende Stammstrecke als besonders störanfällig gegenüber den 
Fahrgästen wie auch bei den Entscheidungsträgern in der Politik dargestellt wird.

Daher frage ich den Herrn Oberbürgermeister:

 1. Wie viele Störungen des Fahrbetriebes der S-Bahn gab es seit Januar 2011.

 a) Welcher Art waren diese Störungen?

 b) Wie häufig traten diese Störungen jeweils auf?

 c) Welche Auswirkungen hatten diese Störungen jeweils auf den Fahrbetrieb?

 2. Welche Abschnitte der S-Bahn München waren von diesen Störungen betroffen?

 a) Insbesondere wie oft waren Störungen außerhalb der Stammstrecke ursächlich für 
Behinderungen im Stammstreckenbetrieb?

 b) Wie häufig lagen dabei Störungen im Tunnel der Stammstrecke vor?

 c) Welcher Art waren und wie lange dauerten diese Störungen im S-Bahn-Tunnel?

 3. Wie hat sich die Auslastung des Fuhrpark der S-Bahn-Züge in München seit Januar 
2011 entwickelt?

Johann Altmann ehrenamtlicher Stadtrat der Landeshauptstadt München
80331 München ● Rathaus, Marienplatz 8 Büro: Zimmer 173

+49 (0) 89 / 233 – 207 66 ● +49 (0) 89 / 233 – 207 70 johann.altmann@muenchen.de ● www.johann-altmann.de
Freie Wähler München

Johann Altmann – Rathaus, Marienplatz 8 – 80331 München

An den Oberbürgermeister
der Landeshauptstadt München
Herrn Christian Ude
Rathaus
Marienplatz 8
80331 München

Johann Altmann
Telefon: +49 (0) 89 / 233 – 207 66
Mobil: +40 (0) 160 / 721 40 35
Fax: +49 (0) 89 / 233 – 207 70
E-Mail:
Büro-Mail:

johann.altmann@muenchen.de
buero@fw-muenchen-stadtrat.de

München, 5. März 2012
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 a) Wie hat sich die Zahl der täglich eingesetzten Züge – aufgeschlüsselt nach Kurz-, 
Mittel- und Langzügen - dabei seit Januar 2011 entwickelt?

 b) Wie hat sich die Zahl der in außerplanmäßiger Instandsetzung befindlichen Züge 
seit Januar 2011 entwickelt?

 4. Welche Maßnahmen sind angedacht, um künftig die Zahl der Störungen zu 
minimieren?

 5. Welche weiteren Maßnahmen sind angedacht, um die Beförderungsquote weiter zu 
verbessern?

 6. Welche Bahnhöfe im Streckennetz der S-Bahn München (Innen- wie Außenbereich) 
sind derzeit nicht oder noch nicht für den Einsatz von Langzügen geeignet?

gez.

Johann Altmann
ehrenamtlicher Stadtrat

Johann Altmann, ehrenamtlicher Stadtrat ● Anschrift: 80331 München ● Rathaus, Marienplatz 8
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